
Informationen der Feuerwehr-Unfallkassen | September 2016

FUK-dialog

Die Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg hat ihre neue Kampange „Wenn Helfer zu Verletzten werden“ gestartet. Die Aktion soll einen Bei-
trag dazu leisten, den Bekanntheitsgrad der Feuerwehr-Unfallkassen in den Wehren zu erhöhen und dafür sorgen, dass jeder Feuerwehran-
gehörige einen kompetenten Ansprechpartner im Falle eines Arbeits- oder Wegeunfalls sofort vor Augen hat. 

Feuerwehr-Unfallkasse Brandenburg startet Kampange

Wenn Helfer zu Verletzten werden
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Landesfeuerwehrärztin
Dr. med. Patricia Bunke im 
Interview
>> Seite 5

PSA
Bessere Kontrolle durch neue 
Verordnung
>> Seite 2

FUK Mitte
Mehr Ärzte für Eignungsunter­
suchung
>> Seite 7

Forschungsprojekt
Optimaler Schutz vor Gefahr­
stoffen
>> Seite 8

Die Feuerwehr Frankfurt (Oder) bekam die ersten Plakate überreicht: v.l.n.r.: Julian Weinhold (FUK BB), Gerd Giese (Feuerwehr Frankfurt (Oder)), Rolf Reich (FUK BB).

Die Angehörigen der Feuerwehren 
im Land Brandenburg riskieren 
während ihrer Einsätze täglich ihr 
Leben, um für andere da zu sein. 
Zuständig für den Versicherungs-
schutz der Feuerwehrangehörigen 
ist die Feuerwehr-Unfallkasse 
Brandenburg. Sie schützt Feuer-
wehrangehörige, weil sie sich für 

das Gemeinwohl in besonderer 
Weise engagieren. Falls sie im 
Rahmen des Feuerwehrdienstes 
einen Arbeitsunfall oder eine 
Berufskrankheit erleiden, sind sie 
umfassend abgesichert.
Die Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg versichert im Jahr 2016 
rund 68.000 haupt- und ehren-

amtliche Feuerwehrangehörige. 
Für das Jahr 2015 verzeichnete die 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg 918 Arbeits- und Wegeunfäl-
le. Eine wichtige Aufgabe der 
gesetzlichen Unfallversicherung 
ist es, für die Prävention von 
Arbeits- und Wegeunfällen, Berufs-
krankheiten und arbeitsbedingten 

Gesundheitsgefahren zu sorgen. 
Dazu berät die Feuerwehr-Unfall-
kasse Brandenburg die Träger des 
Brandschutzes zur Unfallverhü-
tung, erlässt Unfallverhütungsvor-
schriften und überwacht deren 
Umsetzung.

Weiter auf Seite 3
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Am 20. April 2016 trat die neue PSA-Verordnung* der Europäischen Union in Kraft. Sie ersetzt die PSA-Richtlinie 89/686/EWG und richtet sich in 
erster Linie an die Hersteller von Persönlicher Schutzausrüstung (PSA). Es gilt eine Übergangszeit von zwei Jahren. In dieser Zeit haben Herstel-
ler, Behörden und Zertifizierungsstellen Gelegenheit, sich auf die Änderungen vorzubereiten.
Interessant ist die neue Verordnung für diejenigen, die in den Feuerwehren und bei den Städten und Gemeinden für die Beschaffung von PSA 
zuständig sind. Für die Feuerwehren bietet die neue PSA-Verordnung mehr Sicherheit, da sich nicht nur der Hersteller, sondern auch Händler 
und Importeure vergewissern müssen, dass sie ausschließlich geprüfte und zugelassene Schutzausrüstung in den Verkehr bringen bzw. 
verkaufen.

Die wichtigsten Neuerungen aus 
Sicht des Arbeitsschutzes im 
Überblick:
·	 Einige wesentliche Änderungen 

ergeben sich aus einer verän-
derten Einstufung von Pro-
dukten als PSA: Es gibt drei 
Kategorien von Risiken, vor 
denen die jeweilige PSA schüt-
zen soll. Den Kategorien sind 
unterschiedliche Prüfanforde-
rungen zugeordnet. Zur Katego-
rie III gehören die PSA, die vor 
Risiken schützen, die zum Tod 
oder irreversiblen Gesundheits-
schäden führen. Produkte wie 
Gehörschutz, Rettungswesten 
oder PSA zum Schutz gegen 
Kettensägenschnitte fallen 
künftig – neu – unter diese 
Kategorie III. Damit unterliegen 
sie einer Produktionskontrolle 
durch eine notifizierte Stelle.

·	 Hersteller müssen künftig die 
so genannte Konformitätser-
klärung jedem einzelnen Pro-
dukt beifügen. Die Erklärung 
bestätigt, dass das Produkt 
den Anforderungen der Verord-

nung entspricht. Bislang 
reichte es aus, die Konformi-
tätserklärung „auf Verlangen“ 
vorlegen zu können. Diejeni-
gen, die PSA beschaffen, soll-
ten auf die Vorlage der Konfor-
mitätserklärung achten.

·	 Der Geltungsbereich der Ver-
ordnung ist umfassender als 
zuvor. Sie nimmt künftig alle 
Wir tschaf tsakteure in die 
Pflicht. Mussten bislang nur 
die Hersteller prüfen, ob ihre 
PSA-Produkte den Sicherheits-
anforderungen entsprechen, 
werden künftig auch Händler 
und Importeure in die Verant-
wortung genommen. Sie müs-
sen sich bei den gehandelten 
Produkten vergewissern, dass 
sie geprüft wurden und über 
eine entsprechende Bescheini-
gung verfügen.

·	 Bislang galten EU-Baumuster-
prüfungen unbegrenzt. Gemäß 
der neuen Verordnung werden 
sie nur noch für längstens fünf 
Jahre ausgestellt. Damit ist der 

Neue PSA-Verordnung

Persönliche Schutzausrüstung wird besser kontrolliert

Hersteller gezwungen, sein 
Produkt nach spätestens fünf 
Jahren genau zu prüfen und 
entweder der Zertifizierungs-
stelle zu bestätigen, dass sich 
nichts geändert hat oder aber 
etwaige Änderungen durch 
diese Stelle unabhängig prüfen 
zu lassen. Für eine Befristung 
der Zertif ikate hat sich die 
Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung (DGUV) schon 
seit langem eingesetzt.

·	 Aus der veränderten Einstufung 
von PSA ergibt sich auch eine 
Konsequenz für die Anwender 
von PSA. Die Feuerwehren ver-
wenden überwiegend PSA der 
Kategorie III. Für Schutzausrüs-
tung der Kategorie III gilt in 
Deutschland die Pflicht zu einer 
praktischen Unterweisung der 
Benutzerinnen und Benutzer. 
Diese Unterweisung wird in der 
UVV „Grundsätze der Präventi-
on“ gefordert. Sie soll vor töd-
lichen Gefahren oder Verlet-
zungen mit erheblichen blei-
benden Schäden schützen und 

Bei PSA der Kategorie III besteht die Pflicht zur praktischen Unterweisung 
der Feuerwehrangehörigen.
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Die Feuerwehren verwenden überwiegend PSA der Kategorie III.
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auch die Grenzen der PSA auf-
zeigen. Für die Durchführung 
der Unterweisung der Feuer-
wehrangehörigen ist der Unter-
nehmer, in diesem Fall der Trä-
ger der Feuerwehr, verantwort-
lich. Die Unterweisung kann 
durch vom Unternehmer beauf-
tragte Personen erfolgen, z.B. 
Führungskräfte oder Ausbilder 
in der Feuerwehr. 

Die EU-Kommission hat bereits 
angekündigt, dass die PSA-Ver-
ordnung durch einen Leitfaden 
ergänzt werden soll. Sie kommt 
damit Anfragen nach der Ausle-
gung des Textes entgegen.

Weiterführende Informationen: 
www.dguv.de/fb-psa
www.dguv.de/ifa/psa

*offizielle Bezeichnung: „Verordnung 

(EU) 2016/425 des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 9. März 

2016 über persönliche Schutzausrüs-

tungen und zur Aufhebung der Richtli-

nie 89/686/EWG“.
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Fortsetzung Leitartikel: Wenn Helfer zu Verletzten werden

So führt die Feuerwehr-Unfallkas-
se Brandenburg zahlreiche Bera-
tungen von Planern und Bauherrn 
zum Bau und Umbau von Feuer-
wehrhäusern durch und schult in 
ihren Seminaren Führungskräfte 
und Sicherheitsbeauftragte der 
Feuerwehren, damit z.B. auch im 
Rahmen der Gefährdungsbeur-
teilung die Gefahren in diesem 
Bereich erkannt und beseitigt 
werden können.

Aber natürlich werden in den 
Seminaren der Feuerwehr-Unfall-
kasse Brandenburg auch viele 
Hinweise zur Durchführung eines 
sicheren Feuerwehrdienstes 
gegeben. Unfallschwerpunkte 
sind hier insbesondere der 
Übungs- und Schulungsdienst, 
der Feuerwehrsport sowie die 
Feuerwehrwettkämpfe. So bietet 
die Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg neben Seminaren für 
Führungskräfte und Sicherheits-
beauftrage auch solche für 
Übungsleiter für den Feuerwehr-

Dienstsport an. Hier sollen inter-
essierte Feuerwehrangehörige 
befähigt werden, abwechslungs-
reiche, aber auch sichere und 
auf die Belange des Feuerwehr-
dienstes zugeschnittene Sporta-
bende zu moderieren. Seit 
kurzem bietet die Feuerwehr-
Unfallkasse Brandenburg Schu-
lungen für Einsatzfahrer am IAG 
Dresden an. Hier sollen die Fahr-
zeugführer besonders informiert 
und zu entsprechender Fahrwei-
se motiviert werden, die das 
Fahrtrisiko auf der Einsatzfahrt 
der Feuerwehr reduzieren soll.

In zahlreichen Regeln, Informati-
onen und Grundsätzen 
beschreibt die Feuerwehr-Unfall-
kasse Brandenburg die Möglich-
keiten zum Erreichen der in den 
Vorschriften genannten Schutz-
ziele. So werden wichtige 
Schriften für die Feuerwehr ent-
wickelt und regelmäßig aktuali-
siert, wie z.B. die Informations-
schriften „Sicherheit im Feuer-
wehrhaus“, „Sicherheit im Feu-
erwehrdienst“ oder „Auswahl 
von PSA auf der Basis einer 

Gefährdungsbeurteilung 

für Einsätze bei deutschen Feuer-
wehren“. 

Auch die gemeinsam mit der 
Arbeitsgemeinschaft der Feuer-
wehr-Unfallkassen entwickelten 
Medienpakete sollen dazu beitra-
gen, Unfallschwerpunkte zu 
erkennen und Gefährdungen zu 
vermeiden. Dazu werden beson-
dere Themen herausgegriffen, die 
aus der Sicht der Feuerwehr-
Unfallkassen erheblich dazu bei-
tragen, das Unfallgeschehen bei 
den Feuerwehren zu senken.

Ziel ist es, die Träger des Brand-
schutzes und deren Feuerwehren 
mit allen geeigneten Mitteln 
dabei zu unterstützen, dass sich 
möglichst keine Unfälle im Feuer-
wehrdienst ereignen und insbe-
sondere alle Feuerwehrangehö-
rigen gesund wieder von den Ein-
sätzen zurückkehren.

Ist ein Versicherungsfall eingetre-
ten, setzt die Feuerwehr-Unfall-
kasse Brandenburg alle geeig-
neten Mittel ein, um die Gesund-
heit der Versicherten wieder her-
zustellen bzw. sie und ihre Fami-
lie finanziell abzusichern. 

Um die Feuerwehrangehörigen 
besser zu schützen und im Versi-
cherungsfall optimal versorgen 
zu können, müssen diese umfas-
send über den Versicherungs-
schutz durch die Feuerwehr-
Unfallkasse informier t sein. 
Dazu gehört auch die Verpflich-
tung zur Information über einen 
Aushang der Basisinformationen 
des gesetzlichen Unfallversiche-
rungsträgers in den Feuerwehr-
häusern. Da diese jedoch meist 
wenig Beachtung finden, wurde 
die Kampagne gestartet, um die 
„Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg, als den zuständigen 
Unfallversicherungsträger für die 
Feuerwehren im Land Branden-
burg“ in den Köpfen der Feuer-
wehrangehörigen noch besser 
zu verankern. 

Geplant und umgesetzt wurde die 
Kampagne „Wenn Helfer zu Ver-
letzten werden“ direkt im eigenen 
Haus. Die Mitarbeiter David Beck 
und Julian Weinhold übernahmen 
die Rolle der Hauptakteure. David 
Beck ist in der Unfallkasse Bran-
denburg im Team Regress tätig 
und Julian Weinhold ist Mitarbei-
ter der Abteilung Prävention und 
wird nach seiner Aufstiegsfortbil-
dung zur Aufsichtsperson den 
Bereich Feuerwehren betreuen. 
„Für mich ist die Kampagne eine 
gute Möglichkeit, Beruf und Frei-
zeit zu verknüpfen“, so Julian 
Weinhold. Das Shooting wurde in 
einer Übungsanlage der Freiwilli-
gen Feuerwehr Rosengarten 
durchgeführt. Es wurden Themen 
wie die Vorbereitung des Ein-
satzes, die Brandbekämpfung, 
Verletztenbergung und belas-
tende Situationen szenarisch 
dargestellt. Das Kampagnenmo-
tiv für das Plakat zeigt einen ver-
letzten Feuerwehrangehörigen, 
der durch seinen Kameraden 
gestützt, aus der Gefahrensituati-
on heraus begleitet wird.

Rolf Reich, Aufsichtsperson der 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg, plant das Plakat an alle Feu-
erwehren im Land Brandenburg 
zu übergeben. Jedes der 2.500 
Feuerwehrhäuser im Land erhält 
ein Plakat mit allen Informationen 
zu ihrem gesetzlichen Unfallver-
sicherungsträger. Die Kampagne 
soll informieren und aufklären.
 
Der Auftakt der Plakat-Versand-
aktion für das Land Brandenburg 
fand in Frankfurt (Oder) statt. 
Symbolisch übergaben Rolf 
Reich und Julian Weinhold von 
der Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg das Plakat „Wenn Helfer 
zu Verletzten werden“ an Gerd 
Giese von der Berufsfeuerwehr 
Frankfurt (Oder).

Die Kampagne besteht aus zwei 
Elementen. Das Plakat informiert 
über den gesetzlichen Unfallver-
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Ansicht

Unsere Feuerwehr in guten 
Händen
Das Thema „Wenn Helfer zu Ver-
letzten werden“ ist nicht neu, 
aber es kommt aktuell immer 
wieder auf die Tagesordnung, 
wenn es verletzte Kameradinnen 
und Kameraden in der eigenen 
Freiwilligen Feuerwehr gibt. Die 
Gründung von Unfallkassen 
reicht weit in das 19. Jahrhundert 
zurück. Damit war Deutschland 
ein Vorreiter auf diesem Gebiet. 
Zu diesem o.g. Thema gibt es 
auch viele Veröffentlichungen, 
angefangen bei den gesetz-
lichen Unfallversicherungen bis 
hin zum Deutschen Feuerwehr-
verband (DFV) und deren 16 Mit-
gliedsverbänden. Der DFV hat 
im Jahr 2000 sogar eine Stiftung 
„Hilfe für Helfer“ gegründet, 
die sich aber in erster Linie mit 
der Prävention psychosozialer 
Einsatzfolgen beschäftigt. Eine 
Richtung, die auch in den Maß-
nahmen der Unfallkassen und 
Feuerwehr-Unfallkassen Berück-
sichtigung findet.

Die Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg (FUK BB), die kurz nach 
der Wende aufgrund des mas-
siven Einspruchs des Landesfeu-
erwehrverbandes Brandenburg 
durch die damalige Sozialmi-
nisterin, Regine Hildebrandt, 
zugelassen wurde, hat sich 
dieses Thema schon mit einem 
ersten Flyer 2009 auf die Fahnen 
geschrieben. Jetzt haben zwei 
Mitarbeiter der FUK BB, David 
Beck und Julian Weinhold, bei-
de aktive Feuerwehrmänner, die 
zweite Auflage gestaltet und auf 
den letzten Stand der Erkennt-
nisse gebracht. Dafür herzlichen 
Dank.

Manfred Gerdes, 
Vorstandsvor-

sitzender der FUK 
Brandenburg

Wichtig war hierbei, den Feuer-
wehrangehörigen mit dem Infor-
mationsflyer eine kurze Über-
sicht darüber zu geben, was im 
Falle eines Unfallereignisses zu 
beachten ist.
„… und wenn etwas passiert?“ 
erläutert das Verfahren der Vor-
stellung bei einem Durchgangs-
arzt und gibt den wichtigen Hin-
weis darauf, dass dem Arzt unver-
züglich mitzuteilen ist, dass sich 
ein Unfall im Feuerwehrdienst 
ereignet hat. Dies stellt sicher, 
dass die besondere Heilbehand-
lung eingeleitet wird und die 
medizinische Versorgung direkt 
mit der Feuerwehr-Unfallkasse 
Brandenburg abgerechnet wer-
den kann. 

Die Feuerwehrangehörigen erhal-
ten bei Bedarf die schnellstmög-
liche fachärztliche Behandlung, 
ggf. direkt in einem Krankenhaus, 
das auf Unfallverletzungen spezi-
alisiert ist. 

Die Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg bietet alles aus einer 
Hand, von der Akutversorgung bis 
zur Wiedereingliederung in den 
Zivilberuf und das Privatleben. 

Sämtliche Leistungen der Feuer-
wehr-Unfallkasse Brandenburg 
sind frei von Zuzahlungen, so 
dass die Feuerwehrangehörigen 
selbst nichts bezahlen müssen. 
Die Grundlage einer erfolgreichen 
Rehabilitation ist die hohe Quali-
tät der medizinischen Versorgung. 
Die Unfallversicherung stellt sie 
durch ein flächendeckendes Netz-
werk von spezialisierten Ärztinnen 
und Ärzten sowie Unfall- und 
Rehabilitationskliniken sicher. 
Schwerere Verletzungen müssen 
schnell und kompetent in beson-
ders geeigneten Krankenhäu-
sern versorgt werden. Dafür stel-
len die Kliniken der Unfallver
sicherungsträger bundesweit 
mehr als 4.300 Betten sowie 
Spezialabteilungen für die 
Behandlung von Schwerstbrand-
verletzten zur Verfügung. 

Der zur Kampagne gehörige Flyer 
will eine besondere Transparenz 
der von der Feuerwehr-Unfallkas-
se Brandenburg im Falle eines 
Unfallereignisses zu erbringenden 
Sozialleistungen gewährleisten. 
Diese sind, soweit möglich, auch 
konkret beziffert. 
So wird im Falle einer durch einen 
Feuerwehrunfall verursachten 
Arbeitsunfähigkeit zur Deckung 
des entgangenen Entgelts auch 
eine kalendertägliche Mehrleis-
tung erbracht, dessen konkrete 
Höhe angegeben ist.

Neben dem Katalog an Leistungen 
sind die Kontaktpersonen der 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg für den Bereich Prävention 
und Entschädigung sowohl 
namentlich als auch telefonisch 
und per E-Mail dargestellt, so dass 
ein konkreter Ansprechpartner zur 
Verfügung steht. Damit wird deut-
lich gemacht, dass wir alle geeig-
neten Mittel einsetzen, um die 
Gesundheit des Feuerangehö-
rigen wieder herzustellen bzw. ihn 
und seine Familie finanziell abzu-
sichern. Es entfällt die Notwendig-
keit von Antragstellungen, denn 
mit der vom Träger des Brand-
schutzes im Falles eines Unfalles 
ausgefertigten Unfallmeldung 
werden die Leistungen automa-
tisch von Amts wegen durch die 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg erbracht. 

Nicht zuletzt macht die Kampag-
ne deutlich, dass in Sachen 
Sicherheit und Gesundheit die 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg für die Feuerwehrangehö-
rigen da ist. 
Die Feuerwehr-Unfallkasse Bran-
denburg ist sich ihrer Verantwor-
tung gegenüber den Feuerwehr-
angehörigen, Brandschutzträgern 
und Partnern bewusst und ist ein 
vertrauensvoller und verlässlicher 
Partner im Feuerwehrwesen. Der 
Servicegedanke steht hierbei im 
Mittelpunkt, denn nur die Qualität 
der Versorgung entscheidet. 
Dabei finden wir innerhalb des 
gesetzlichen Rahmens individu-
elle Lösungen. Der Informations-
flyer soll zur Transparenz und Ver-
ständlichkeit beitragen.

Informationsflyer klärt über Unfallver
sicherungsschutz auf
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sicherungsträger. Der zur Kam-
pagne gehörige Flyer, der sich 
primär an die ehrenamtlichen 
Mitglieder der Freiwilligen Feuer-
wehren im Land Brandenburg rich-

tet, enthält umfassende Informati-
onen zu den Fragen: Wer ist versi-
chert?, Wann ist man versichert?, 
Was leistet die Feuerwehr-Unfall-
kasse Brandenburg? Als weiteres 

Element ist die Einrichtung einer 
Rubrik „Wenn Helfer zu Verletzten 
werden“ auf der Internetseite der 
Feuerwehr-Unfallkasse Branden-
burg (www.fukbb.de) geplant. 

Fortsetzung Leitartikel: Wenn Helfer zu Verletzten werden
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Mehr als ein medizinischer Fachberater 
DFV-Empfehlung zu Feuerwehrärzten

Bereits zu Beginn dieses Jahres 
hat sich der Deutsche Feuerwehr-
verband mit der Fachempfehlung 
Nr. 1 zur Installation und Position 
des Arztes bzw. der Ärztin in der 
Feuerwehr für die Zukunft positi-
oniert. Danach sollten die Ärzte 
in erster Linie als medizinische 
Fachberater für die Führungs-
kräfte in der Feuerwehr fungie-
ren. Gleichzeitig sollten sie an 
Einsatzstellen die medizinische 
Betreuung der Feuerwehrangehö-
rigen durchführen und die Erste-
Hilfe-Ausbildung beaufsichtigen. 
Präventiv kann der Feuerwehrarzt 
auch Eignungsuntersuchungen 
für den Feuerwehr-Einsatzdienst 
vornehmen.
Die Fachempfehlung des DFV setzt 
natürlich eine fachliche Qualifika-
tion der Ärzte voraus. Neben der 
Approbation sollen eine Anerken-
nung als Facharzt vorliegen und 
spezielle Fachkenntnisse in der 
Notfallmedizin vorhanden sein. 
Darüber hinaus sind  Kenntnisse 
von Arbeit, Aufgabenstellung, 
Anforderungsprofilen, Belastun-
gen und Gefahrenmomenten der 
Einsatzkräfte in den Feuerwehren 
notwendig. Grundkenntnisse auf 

dem Gebiet der Arbeitsmedizin 
und des Arbeitsschutzes sowie 
im Bereich der CBRN1) wären wün-
schenswert. Auch sollten sie sich 
mit tätigkeitsbezogenen Gefähr-
dungsanalysen auskennen. Die 
Mitgliedschaft in einer Feuerwehr-
Einsatzabteilung wäre eine „wert-
volle ergänzende Qualifikation“ 
und ist anzustreben. Alles in Allem 
ein echter Fachmann bzw. -frau.

Neben der Position als Fachbera-
ter für die Feuerwehrleitung fallen 
dem Arzt bzw. der Ärztin auch Auf-
gaben in folgenden Bereichen zu:
·	 Ausbildung
·	 Prävention
·	 Organisation u. Kommunikation
·	 Einsatz

Erfreulich ist, dass der Präven-
tion, d.h. dem Arbeits- und 
Gesundheitsschutz ein besonde-
res Augenmerk geschenkt wird. 
So sollen die Feuerwehrärzte bei 
Sport- und Fitnessprogrammen 
beratend zur Seite stehen und 
ihre Fachmeinung zu speziellen 
Impfungen der Feuerwehrleute 
äußern. Bei der Beurteilung der 
Tauglichkeit der Feuerwehrleute, 

insbesondere im Rahmen des 
Atemschutzes, des Tauchens, 
der Höhenrettung usw., wirken 
die Mediziner mit. Bei entspre-
chender apparativer Ausstattung 
und fachlicher Zulassung können 
Feuerwehrärzte auch Eignungs-
untersuchungen entsprechend 
der rechtlichen Vorgaben durch-
führen.
Eine Tauglichkeitsuntersuchung 
durch „ihren“ Feuerwehrarzt ist 
jedoch kein „Freifahrtschein“. 
Auch der „Kamerad Feuerwehr-
arzt“ ist an die aktuellen Erkennt-
nisse der Arbeitsmedizin und der 
Wissenschaft gebunden. Zu die-
sen zählen auch die berufsgenos-
senschaftlichen Grundsätze zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge 
als verbindliche Regel.  
Natürlich ist auch eine Hierarchie 
im Feuerwehrbereich vorgesehen: 
Vom Feuerwehrarzt auf Gemein-
deebene geht es über den Kreis- 
und Landesfeuerwehrarzt bis zum 
Bundesfeuerwehrarzt.

Und der Unfallversicherungs-
schutz?
Solange und soweit der Feuer-
wehrarzt der Freiwilligen Feuer-

wehr als aktives Mitglied ange-
hört, stellt sich die Frage nach 
dem gesetzlichen Unfallversiche-
rungsschutz nicht. Wird der Arzt 
allerdings nur beratend tätig, ist 
es von Vorteil, ihn bzw. sie vom 
Bürgermeister als Vertreter der 
Gemeinde (Träger der Feuerwehr) 
zu bestellen. Auf Kreisebene soll-
te die Bestellung durch den Land-
rat bzw. die Landrätin erfolgen. 
Die Landesfeuerwehrärzte werden 
vom Vorstand des Landesfeuer-
wehrverbandes bestellt. Auf Bun-
desebene ist dies der Vorstand 
des DFV. Für alle Feuerwehrange-
hörigen gilt das Entsendungsprin-
zip, wenn sie innerhalb der Feuer-
wehrorganisation in andere Posi-
tionen gewählt wurden. Für Per-
sonen mit „beratender Funktion“ 
stellt sich immer die Frage, ob sie 
zum Zeitpunkt des Versicherungs-
falls eine der Feuerwehr dienliche 
Tätigkeit ausgeübt haben, was bei 
Fachberatern nicht zu Disposition 
stehen sollte.

Die Fachempfehlung können 
sich Interessierte unter dem Link 
www.feuerwehrverband.de aus 
dem Internet herunterladen.

Dr. med. Patricia Bunke ist Internistin 
und durchläuft bei der FF Bad Kleinen 
die Feuerwehrausbildung.
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1) Unter CBRN-Gefahren versteht man den Schutz vor den Auswirkungen von chemischen (C), biologischen (B) sowie radiologischen (R) und nuklearen (N) Gefahren.

DIALOG: Ende Juli diesen Jahres 
fanden die Deutschen Feuerwehr-
meisterschaften in Rostock statt. 
Dort ging es um Schnelligkeit und 
körperliche Leistungsfähigkeit. In 
einigen Disziplinen wurden Spit-
zenleistungen erreicht. Braucht 
die Feuerwehr aus ärztlicher Sicht 
Spitzensport oder Breitensport?
Eigentlich beides. Aus meiner Sicht 
natürlich eher den Breitensport, 
wobei das Schwergewicht auf 
Kraft, Ausdauer und Fitness liegen 
muss. Spitzensport hat in der Feu-

erwehr jedoch auch seinen Platz. 
Die Feuerwehrmeisterschaften in 
Rostock haben gezeigt, dass Sport 
Spaß macht, die Kameradschaft 
fördert und ein positives Bild der 
Feuerwehr in der Öffentlichkeit 
zeichnet. Selten war die Feuerwehr 
in den Medien so präsent wie mit 
den Meisterschaften. 
DIALOG: Obwohl aus unserer 
Sicht dringend notwendig, ist 
der Feuerwehrarzt bzw. die Feuer-
wehrärztin in den einzelnen Bun-
desländern unterschiedlich oder 

gar nicht „verortet“. Wie sind Sie 
in die Position der Landesfeuer-
wehrärztin „gerutscht“?
Ich bin nicht gerutscht, sondern 
vom damaligen Landesbrand-
meister eher geschoben worden. 
Aus meiner Tätigkeit als Notärztin 
habe ich tatsächlich schon immer 
mit der Feuerwehr geliebäugelt. 
Als Heino Kalkschies feststellte, 
dass sich die Anfragen aus dem 
medizinischen Bereich, insbe-
sondere zur Ausstattung der 
Feuerwehr, aber auch zu Eignung 

Feuerwehrleute brauchen Fürsorge
Interview mit Landesfeuerwehrärztin Dr. med. Patricia Bunke, M-V
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DIALOG: In Mecklenburg-Vorpom-
mern sind Sie seit drei Jahren die 
Landesfeuerwehrärztin. Wie viele 
Feuerwehrärztinnen und -ärzte 
gibt es im Land? Gibt es auch 
Ärzte als Ansprechpartner auf 
Kreisebene?
Folgt man Bismarck, findet in 
Mecklenburg-Vorpommern alles 
50 Jahre später statt. Ganz so ist 
es natürlich nicht. Allerdings muss 
die Struktur noch wachsen. Die 
Fachempfehlung des DFV allein 
reicht da nicht aus. Jedes Land 
muss sein Konzept selbst erarbei-
ten. Da wird noch dran gearbeitet. 
In Mecklenburg-Vorpommern gibt 
es einige Ärzte, die aktiv in der 
Feuerwehr sind. Um die Fläche 
des Landes abdecken zu können, 
bedarf es jedoch noch Zeit und 
Energie. Konkret: Nein, es gibt 
noch keine Kreisfeuerwehrärzte.
DIALOG: Die Feuerwehrärztin 
bzw. der Feuerwehrarzt soll nach 
der Fachempfehlung des DFV die 
Eignung für den Feuerwehrein
satzdienst und speziellen Auf-
gaben und Tätigkeiten feststel-
len oder die Eignungsuntersu-
chungen selbst gemäß rechtlicher 
Vorgaben durchführen. Kann das 
aus dem „Stand heraus“ erfolgen 
oder sollten die Ärzte geschult 
werden?
Wie schon gesagt, sollte der Feu-
erwehrarzt aktives Mitglied der 
Feuerwehr sein, um die möglichen 
Belastungen des Einsatzdienstes 
realistisch einschätzen zu kön-
nen. Weil das nicht überall der 

Fall sein kann, sollten die Ärzte 
generell zusätzlich geschult wer-
den. Die HFUK Nord hat in der Ver-
gangenheit die G-26-Ärzte (zuge-
lassene Arbeitsmediziner) in den 
Feuerwehrtechnischen Zentralen 
direkt in der Atemschutzübungs-
strecke geschult. Das war gut und 
realitätsnah.
DIALOG: Nach der Fachempfeh-
lung soll der Feuerwehrarzt „ins-
besondere“ bei der Beurteilung 
für die Tauglichkeit der Atem-
schutzgeräteträger, der Taucher 
und der Höhenretter mitwirken. 
Dafür gibt es die BG-Grundsätze 
als Leitlinie. Woran orientiert sich 
jedoch ein Feuerwehrarzt für die 
übrigen Feuerwehrleute, wenn 
sich aus einer Gefährdungsana-
lyse die Notwendigkeit einer Eig-
nungsuntersuchung ergibt?
Mittel- bis langfristig sollten alle 
Einsatzkräfte der Feuerwehr in 
regelmäßigen Abständen unter-
sucht werden, nicht nur die Atem-
schutzgeräteträger, Taucher oder 
Höhenretter. Natürlich wird für 
diese Funktionsträger eine höhere 
Gefährdung angenommen. Des-
wegen werden sie mit dem Wort 
„insbesondere“ hervorgehoben. 
Dies ist jedoch nicht gleichbedeu-
tend mit einem Ausschluss der 
anderen Einsatzkräfte. Dreh- und 
Angelpunkt ist die Gefährdungs
analyse, die für die Freiwillige Feu-
erwehr manchmal gar nicht gewollt 
ist. Sie kostet nämlich Zeit und die 
Umsetzung der Erkenntnisse in 
aller Regel auch noch Geld. Den-
ken Sie nur an die „Schwarz-Weiß-
Trennung“. Bei der Frage „Wie 
wertvoll ist die eigene Gesundheit 
heute?“, sind noch dicke Bretter 
zu bohren. Im Übrigen sind die 
engen Bestimmungen des Daten-
schutzes auf diesem Gebiet auch 
nicht immer hilfreich.
DIALOG: Halten Sie eine regelmä-
ßige Eignungsuntersuchung für 
die Einsatzkräfte der Feuerwehr 
für sinnvoll und notwendig?
Sehr sinnvoll, notwendig bezogen 
auf die Einsatzkräfte. Sie werden 

körperlich schwer belastet und 
stehen mit der Alarmierung unter 
Stress. Ich habe selbst schon 
einen Feuerwehrmann erlebt, der 
im Einsatz einen Herzinfarkt erlit-
ten hat. 
DIALOG: Wenn ja, ab welchem 
Lebensalter oder sollte u.a. der 
BMI herangezogen werden? Wel-
che Abstände sollten zwischen 
den Untersuchungen liegen?
Man sollte eine praktikable 
Lösung anstreben und das Kind 
nicht mit dem Bade ausschütten. 
Der aktive Feuerwehrdienst endet 
heute irgendwo zwischen dem 65. 
und 67. Lebensjahr. Vielleicht auch 
bald beim 70. Orientiert man sich 
an den Krankenkassen, wird ein 
medizinischer Check für alle Ver-
sicherten ab dem 35. Lebensjahr 
alle zwei Jahre angeboten. Übri-
gens kostenlos. Aber die wenigs-
ten lassen sich durchchecken. Hier 
könnte man einsteigen. Aus dem 
Angebot der Krankenkassen macht 
die Feuerwehr eine Verpflichtung. 
Der Wehrleiter bekommt nur die 
Bescheinigung, dass sich seine 
Feuerwehrleute dem „Check 35“ 
unterzogen haben. Das Untersu-
chungsergebnis und eine eventu-
elle Behandlung bleibt Sache der 
Feuerwehrleute und ihrer Ärzte. 
Die Gemeinde zahlt nichts, viel-
leicht die Gebühr für die Beschei-
nigung. Aus meiner Sicht ein ers-
ter Schritt.
DIALOG: Die HFUK Nord hat vor 
mehreren Jahren für Feuerwehr-
Führungskräfte und Ärzte eine 
„Entscheidungshilfe“ für die kör-

Fortsetzung: Interview mit Landesfeuerwehrärztin Dr. med. Patricia Bunke, M-V

Zur Person
Dr. med. Patricia Bunke ist Inter-
nistin und in der Zentralen Not-
aufnahme des Sana Hanse-Kli-
nikums in Wismar tätig. Gleich-
zeitig ist sie aktives Mitglied der 
Freiwilligen Feuerwehr Bad Klei-
nen und Landesfeuerwehrärztin 
in Mecklenburg-Vorpommern. In 
dieser Eigenschaft stellt sie ihr 
Fachwissen auch dem Deutschen 
Feuerwehrverband in Berlin zur 
Verfügung.

und Fitness der Aktiven häuften, 
suchte er eine Fachfrau. Nach 
kurzer Abstimmung in der Familie 
habe ich zugestimmt.
DIALOG: Der Deutsche Feuerwehr-
verband (DFV) hat zu Beginn des 
Jahres eine „Fachempfehlung 
zur Installation und Position des 
Feuerwehrarztes“ an seine Mit-
gliedsverbände herausgegeben. 
Danach ist die Hauptaufgabe die 
Beratung des Leiters der Feu-
erwehr in allen medizinischen 
Belangen als „Fachberater Medi-
zin“. Reicht das?
In meinen Augen ist die Fachemp-
fehlung in die Zukunft gerichtet. 
Noch fehlt es an einem flächen-
deckenden Netz von Ärzten in der 
Feuerwehr. Dabei wäre es nicht 
nur wünschenswert, sondern not-
wendig. Es geht um die Aktuali-
sierung der Erste-Hilfe-Ausbildung 
oder um Schutzmaßnahmen an 
der Einsatzstelle bei infektiösen 
Patienten. Der „Kamerad Arzt“ 
kann auch Ergebnisse von Eig-
nungsuntersuchungen in Feuer-
wehrsprache „übersetzen“ oder 
kritisch beim Kollegen hinterfra-
gen. Obwohl ich den „Stallgeruch“ 
der Feuerwehr mitbringe, verspüre 
ich selbst noch bei einigen Kame-
raden gegenüber Ärzten eine 
eher reservierte Haltung, um es 
vornehm auszudrücken. Dies gilt 
auch für Führungskräfte. Hier sehe 
ich eine Parallele zu den Posttrau-
matischen Belastungsstörungen 
(PTBS) bei Einsatzkräften, die auch 
erst nach gut 15 Jahren bei der Feu-
erwehr „angekommen“ sind.
Wenn sich ein Feuerwehrarzt oder 
eine –ärztin von Zeit zu Zeit zu 
Wort meldet, ist dies keine Schika-
ne, sondern eine fachliche Infor-
mation für die Führungskraft. Eher 
die Erfüllung einer Fürsorgepflicht, 
die eigentlich dem Bürgermeister 
obliegt. Einmal öfter als bisher 
über die eigene Gesundheit nach-
zudenken ist keine lästige Pflicht. 
Manchmal muss man die Feuer-
wehrleute auch vor sich selbst 
schützen.

Aufklärungsarbeit von Führungs- 
und Leitungskräften gehört zu den 
Aufgaben der Landesfeuerwehr­
ärzte.
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FUK Mitte

Mehr Ärzte für Eignungsuntersuchungen von 
Atemschutzgeräteträgern

Bis zum In-Kraft-Treten der Verordnung zur arbeitsmedizinischen 
Vorsorge (ArbMedVV) wurde zwischen Vorsorge und Eignung nicht 
strikt unterschieden. Die ArbMedVV, die die Vorsorge regelt, dient 
in erster Linie der Beratung von Beschäftigten. Der Unternehmer 
oder die Unternehmerin hat kein Recht auf Information über das 
Ergebnis der Vorsorge. Sie dürfen Feuerwehrangehörige jedoch nur 
für Aufgaben einsetzen, für die sie geeignet sind.

Nach dem jetzigen Stand des Ent-
wurfs der neuen UVV „Feuerweh-
ren“ hat sich die Kommune die 
Eignung für Atemschutzgeräteträ-
ger und Atemschutzgeräteträge-
rinnen sowie für Taucher und Tau-
cherinnen vor Aufnahme der 
Tätigkeit und in regelmäßigen 
Abständen ärztlich bescheinigen 
zu lassen.  
Da Eignungsuntersuchungen 
nicht unter die ArbMedVV fallen, 
müssen die durchführenden Ärz-
tinnen oder Ärzte nicht zwingend 
Arbeits- oder Betriebsmediziner 
sein. Demgemäß wird im Entwurf 
der UVV „Feuerwehren“ die 
Durchführung der Untersu-
chungen durch geeignete Ärz-
tinnen oder Ärzte gefordert. 
Die Erweiterung des Personen-
kreises der untersuchenden Ärz-
tinnen und Ärzte könnte u.a. eine 
wesentlich bessere Flächenabde-
ckung ermöglichen und den 
Ergebnissen aus den Umfragen 
der Feuerwehr-Unfallkassen – zu 

wenig in der Fläche vertreten, zu 
lange Anfahrt – entgegen wirken.
Die Kommune ist als Träger des 
Brandschutzes und Kostenträger 
der Untersuchung verantwortlich 
für die Auswahl geeigneter Ärzte. 
Im Vorgriff auf die neue UVV „Feu-
erwehren“ haben der Vorstand 
und die Vertreterversammlung 
der FUK Mitte beschlossen, dass 
bereits jetzt G-26-Untersu-
chungen für Feuerwehrangehö-
rige der Länder Sachsen-Anhalt 
und Thüringen neben Arbeits- 
und Betriebsmedizinern auch 
durch weitere geeignete Ärzte 
durchgeführt werden können. 
Dadurch soll die Durchführung 
der Eignungsuntersuchungen 
spürbar erleichtert werden.

Für die Feststellung, ob ein Arzt 
oder eine Ärztin „geeignet“ ist, 
muss er oder sie u.a. Auskunft 
darüber erteilen, ob entspre-
chende Kenntnisse über die 
besonderen physischen und psy-

chischen Belastungen/Anforde-
rungen bei Atemschutzeinsätzen 
der Feuerwehr vorhanden sind.
Unterstützend hierzu bietet die 
FUK Mitte ein eintägiges Fortbil-
dungsseminar an, um über diese 
besonderen physischen und psy-
chischen Belastungen/Anforde-
rungen zu informieren.

Interessierte Ärztinnen und Ärzte, 
die Eignungsuntersuchungen 
nach G26 durchführen möchten, 
können auf Wunsch, wenn die 
Voraussetzungen erfüllt sind, in 
die „Liste der für die G 26.3-Unter-
suchung bei Angehörigen der 
Feuerwehren der Länder Sach-
sen-Anhalt und Thüringen geeig-
neten Ärztinnen und Ärzte“ auf-
genommen werden. Diese wird 
den Kommunen von der FUK Mitte 
zur Verfügung gestellt.
 
Auf der Internetseite der FUK Mit-
te (www.fuk-mitte.de) steht ein 
entsprechendes Anschreiben 
sowie der Fragebogen zur Selbst-
auskunft zur Verfügung.
Dort wird später auch die „Liste 
der für die G 26.3-Untersuchung 
bei Angehörigen der Feuerwehren 
der Länder Sachsen-Anhalt und 
Thüringen geeigneten Ärztinnen 
und Ärzte“ veröffentlicht.
Unabhängig von dieser Liste 
bleibt die Kommune frei in der 
Auswahl und Bestimmung der für 
sie tätig werdenden Ärztinnen 
oder Ärzte.

Die beschriebene Regelung, die 
nun bei der FUK Mitte Anwendung 
findet, wird mit der Einführung 
der neuen UVV „Feuerwehren“ – 
voraussichtlich im Jahr 2017 – 
auch in den Geschäftsgebieten 
der HFUK Nord und FUK Branden-
burg eingeführt werden. Über die 
neue UVV „Feuerwehren“ werden 
wir zu gegebener Zeit hier im FUK-
Dialog ausführlich informieren. 

perliche Eignung herausgegeben. 
Sie soll jetzt überarbeitet werden. 
Kann man damit als sachkundiger 
Arzt gut arbeiten?
Ja, kann man, uneingeschränkt. 
Die Entscheidungshilfe ist gut. 
Auch von der Herangehensweise 
und der doppelten Fragestellung 
nach Fitness und Funktion. Hier 
kommt zwar etwas Arbeit auf die 
Wehrleitung zu, aber es lohnt 
sich aus meiner Sicht allemal. 
Übrigens war es meine erste Auf-
gabe als Landesfeuerwehrärztin, 
die Entscheidungshilfe der HFUK 
Nord fachlich abzuklopfen und zu 
beurteilen.
DIALOG: Frau Dr. Bunke, wir dan-
ken Ihnen für das Gespräch.

Entscheidungshilfe weiter 
aktuell
Die von der HFUK Nord 2013 her-
ausgegebene Entscheidungshil-
fe „Eignung und Funktion in der 
Freiwilligen Feuerwehr“ ist nach 
wie vor aktuell. Zu diesem Ergeb-
nis kommt eine vom Institut für 
Arbeit und Gesundheit (IAG) in 
Dresden durchgeführte Evalu-
ation in Fachkreisen der Feuer-
wehr und der Ärzteschaft. Bis auf 
einige wenige Anregungen und 
Ergänzungen gab’s eigentlich 
nichts zu „meckern“. Seitens der 
Anwender wurde übereinstim-
mend festgestellt, dass die Ent-
scheidungshilfe praxistauglich 
sei. Um diese positive Bewertung 
noch zu verbessern, will die HFUK 
die Entscheidungshilfe (Version 
2013-1) in den nächsten Monaten 
erneut mit einem Expertenteam 
überarbeiten. Sie wird für Interes-
sierte wieder zum Herunterladen 
auf www.hfuk-nord.de (Web-
code ENTS) zur Verfügung ste-
hen. Die DGUV, Spitzenverband 
der gesetzlichen Unfallversiche-
rungsträger, ist ebenfalls auf die 
Entscheidungshilfe aufmerksam 
geworden. Sie soll in das Regel-
werk zur Prävention der Unfallver-
sicherungsträger an geeigneter 
Stelle einfließen.
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Ihr heißer Draht zur Redaktion: Christian Heinz, (0431) 99 07 48-12 oder redaktion@fuk-dialog.de

Sie möchten schneller wissen, was bei den Feuerwehr-Unfallkassen los ist?
Unsere kostenlosen E-Mail-Newsletter informieren Sie regelmäßig. Einfach abonnieren unter: www.fuk-dialog.de
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Die Hanseatische Feuerwehr-
Unfallkasse lädt am 7. und 8. 
November 2016 in das Hotel „Holi-
day Inn Lübeck“ zu ihrem 5. HFUK-
Kommunalforum ein. 

Die Fachtagung richtet sich an die 
leitenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Städte und 
Gemeinden sowie die Führungs-

kräfte der Feuerwehren. Das Motto 
des 5. HFUK-Kommunalforums 
lautet:

SCHUTZ für die, die andere 
SCHÜTZEN.

Das 5. HFUK-Kommunalforum lädt 
ein zum Dialog, fachlichen Aus-
tausch und spannenden Diskussi-
onen. Sollten Sie Interesse an 
einer Teilnahme haben, müssen 
Sie sich nun beeilen, denn die 
Plätze sind fast vergeben!

Alle Hintergründe zur Tagung, das 
Tagungsprogramm sowie den 
Tagungsflyer erhalten Sie auch 
über www.hfuk-nord.de.
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Das 5. HFUK-Kommunalforum fast ausgebucht!
Jetzt wird es Zeit

Die Feuerwehr-Unfallkassen, 
Unfallkassen und Berufsgenos-
senschaften wollen den Gesund-
heitsschutz für Feuerwehrleute 
verbessern. Zu diesem Zweck hat 
der gemeinsame Spitzenverband, 
die Deutsche Gesetzliche Unfall-
versicherung (DGUV), ein neues 
Forschungsprojekt initiiert. Das 
Ziel ist zu erforschen, inwiefern 
Feuerwehrleute im Dienst optimal 
gegen den Kontakt mit Gefahrstof-
fen geschützt werden können. Da 
die Aufnahme von Gefahrstoffen 
nicht nur über die Lunge, sondern 
auch über die Haut möglich ist, ist 
Hygiene einer der Schwerpunkte 
des Projekts. Die Ergebnisse sol-
len in konkrete Hinweise münden, 
wie Feuerwehrmänner und -frau-
en sich noch besser schützen 
können. An dem Projekt sind 
neben dem Institut für Prävention 
und Arbeitsmedizin der DGUV ver-
schiedene Experten der Feuer-
wehr-Unfallkassen und Unfallkas-

sen, der Deutsche Feuerwehrver-
band sowie mehrere große Berufs-
feuerwehren beteiligt.   
Feuerwehrleute können je nach 
Einsatz krebserzeugenden Stof-
fen wie Ruß, Asbest oder polyzyk-
lischen aromatischen Kohlenwas-
serstoffen ausgesetzt sein. Im 
Normalfall schützt ihre Persön-
liche Schutzausrüstung (PSA) sie 
davor, diese Substanzen über die 
Atemluft aufzunehmen. Seit 
einiger Zeit rückt allerdings ver-
stärkt die Frage in den Vorder-
grund, ob der Hautkontakt mit 
Gefahrstoffen problematisch sein 
kann. Einsatzkleidung schützt 
nicht vollständig gegen Staub 
und Ruß. Außerdem kann ein 
Kontakt auch nach Ablegen von 
Kleidung und PSA erfolgen – zum 
Beispiel dann, wenn Räume, in 
denen die private Kleidung lagert, 
nicht sauber von Räumen getrennt 

werden, in denen die schmutzige 
Einsatzkleidung abgelegt wird. 
Wie gut Feuerwehrleute in der 
Praxis tatsächlich vor schädlichen 
Einwirkungen geschützt sind, sol-
len die Forschungsinstitute der 
DGUV mit Hilfe technischer Mes-
sungen und medizinischer Unter-
suchungen klären. 
 „Einer der Schwerpunkte des 
Projekts liegt auf der Frage, wie 
die Hygiene im Feuerwehrdienst 
verbessert werden kann“, sagt 
Dr. Walter Eichendorf, stv. Haupt-
geschäftsführer der DGUV. Tech-
nische, organisatorische und ver-
haltensbezogene Maßnahmen 
könnten hierzu beitragen. „Mög-
licherweise zeigen unsere Mes-
sungen aber, dass sich nicht jeder 
Kontakt mit Gefahrstoffen unter 
Einsatzbedingungen verhindern 
lässt.“ Unklar sei, inwiefern 
Gefahrstoffe über die Haut in den 

Feuerwehrleute optimal vor Gefahrstoffen schützen

Gesetzliche Unfallversicherung startet Forschungsprojekt 
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Körper gelangen können. „Auch 
das wollen wir prüfen“, führt 
Eichendorf weiter aus. 
Ein weiteres Ziel des Projekts sei, 
die Dokumentation von Gefahr-
stoffkontakten im Einsatz zu ver-
bessern. Dazu sind die Städte 
und Gemeinden als Träger der 
Feuerwehren gesetzlich verpflich-
tet. „Wenn es uns gelingt, für Sze-
narien, die wie Wohnungs- oder 
Fahrzeugbrände häufig vorkom-
men, standardisierte Einwir-
kungen zu beschreiben, würde 
das den Verantwortlichen die 
Arbeit sehr erleichtern.“, führt Dr. 
Eichendorf weiter aus.
Das Projekt hat eine Laufzeit von 
eineinhalb Jahren. Die Erkennt-
nisse aus der Studie sollen über 
Informationsschriften sowie eine 
Beratung vor Ort schnellstmög-
lich in die dienstlichen Abläufe 
der Feuerwehren einfließen.

Ein neues Forschungsprojekt 
beschäftigt sich mit dem optimalen 
Schutz der Feuerwehrangehörigen vor 
Gefahrstoffen. 


